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Erster Sdiriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Höfeordnung 

— Drucksache IV/1810 — 


A. Bericht des Abgeordneten Busse 


Der Bundestag hat den obigen Gesetzentwurf in 
seiner 116. Sitzung vom 20. Februar 1964 an den 
Rechtsaussdiuß federführend und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitbera- 
tend überwiesen. Die Ausschußberatung erfolgte im 
Rechtsaussdiuß in den Sitzungen vom 5. März und 
26. Mai 1964, im Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten in der Sitzung vom 20. Februar 
1964. 

Der durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 20. März 1963 — 1 BvR 505/59 — veranlaß te 
Gesetzentwurf sieht in seinen ersten Vorschriften 
die Gleichbehandlung der weiblichen Hoferben ent- 
sprechend der im Grundgesetz festgelegten Gleich- 
berechtigung von Mann und Frau vor. Die einzige 
Änderung in § 1 Nr. 2 a, die der Ausschuß hierzu 
beschlossen hat, beruht auf einer Empfehlung des 
Bundesrates. Diese Änderung, die in der Strei- 
chung der Worte „vor dem Erbfall" besteht, soll 
klarstellen, daß der jeweilige Erbbrauch unter 
Würdigung der in § 19 Abs. 4 der Höfeordnung vor- 
gesehenen Bekanntmachung zu berücksichtigen ist. 
Diese gemeinsame Bekanntmachung des Reichsmini- 
sters des Innern und des Reichsministers für Ernäh- 
rung und Landwirtschaft aus dem Jahre 1940, die die 
Feststellung trifft, welcher Brauch (Jüngsten- oder 
Ältestensrecht) in den einzelnen Bezirken gilt, ist 
durch diesen § 19 Abs. 4 aufrechterhalten, aber auf- 
grund einer der obersten Landes Justizbehörde er- 
teilten Ermächtigung nur in einigen Kreisen abge- 
ändert worden. 

Im Zusammenhang mit der Neufassung des § 6 der 
Höfeordnung hat der Rechtsausschuß das bereits 
durch den Bundesgerichtshof aufgegriffene Problem 
behandelt, inwieweit die Erbeinsetzung eines Hof- 


erben durch konkludente Handlungen des Erblassers 
anstelle einer formellen Erbeinsetzung anerkannt 
werden könne. Diese durch den Deutschen Bauern- 
verband an den Ausschuß herangetragene Anregung 
ist auch in einem Schreiben des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 4. März 
1964 enthalten, in welchem — ohne sich mit dieser 
Anregung zu identifizieren — gebeten wird, diese 
Frage im Rechtsausschuß zur Diskussion zu stellen. 
Der Rechtsausschuß hat die beiden Entscheidun- 
gen des Bundesgerichtshofs aus den Jahren 1954 
und 1957 zur Kenntnis genommen, aber Bedenken 
geäußert, diesen in der Rechtsprechung aufgestellten 
Grundsatz gesetzlich zu verankern, da er ausdrück- 
lich auf das Höferecht und hier auf besonders gelagerte 
Fälle beschränkt worden sei und nicht abgesehen wer- 
den könne, welche Auswirkungen das Abweichen von 
den Formvorschriften für letztwillige Verfügungen 
haben würde. Der Rechtsausschuß beschloß daher, 
von einer gesetzlichen Regelung abzusehen und 
Härtefälle wie bisher der Rechtsprechung zu über- 
lassen. 

Der Entwurf enthält neben diesen durch das ange- 
führte Urteil des Bundesverfassungsgerichts not- 
wendig gewordenen Vorschriften auch eine Neu- 
regelung der Abfindung für die weichenden Erben, 
da die bisherige Regelung in der Vergangenheit in 
steigendem Maße zu ungerechten Ergebnissen ge- 
führt hat. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat sich mit Schreiben vom 
20. Februar und 16. April 1964 dafür ausgesprochen, 
diesen sehr schwierigen Teil der Gesetzesnovelle 
auszuklammern, da angesichts dieser Schwierigkeit 
der Materie ansonsten die Gefahr bestünde, daß 
diese Novelle nicht mehr in dieser Legislaturperiode 
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verabschiedet werden könne. Der Reditsaussdiuß 
hat seine Bedenken gegen dieses Verfahren zurück- 
gestellt und die besagten Vorschriften, die in der 
Gegenüberstellung nicht mehr erscheinen, als weiter 
im Ausschuß anhängig bleibend erklärt. Ferner hat 
er beschlossen, zu den schwierigen Bewertungs- 
fragen, insbesondere zu der Frage, ob als Abfin- 
dungswert der Ertragswert festgelegt werden könne, 
Sachverständige zu hören. 

In § 3 des Entwurfs wurde als Zeitpunkt des In- 
kraftretens der 1. November 1964 festgelegt, um dem 
betroffenen Personenkreis hinreichend Zeit zu ge- 
ben, sich mit den neuen Bestimmungen vertraut zu 
machen. Wegen der weiter im Ausschuß anhängig 
bleibenden Vorschriften erhält dieser Entwurf die 
Überschrift eines Ersten Gesetzes zur Änderung der 
Höfeordnung. 


Bonn, den 8. Juni 1964 


Busse 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — ■ Drucksache IV/ 1810 — mit 
Ausnahme der im Ausschuß zurückgestellten und 
noch weiter anhängig bleibenden Vorschriften *) in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 5. Juni 1964 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Busse 

Berichterstatter 


*) zurückgestellt: § 1 Nr. 3, 4, 5, 6 und 1 Buchstabe b 
des Entwurfs 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Höfeordnung 

— Drucksache IV/ 1810 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Höfeordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ i 

Die Höfeordnung vom 24. April 1947 (Anlage B 
der Verordnung Nr. 84 — Erbhöfe — Amtsblatt der 
Britischen Militärregierung Nr. 18 S. 505) wird wie 
folgt geändert: 


1. § 5 wird wie folgt geändert: 

^ a) Anstelle der Nummern 3 und 4 tritt folgende 
Nummer 3: 

„3. die Eltern des Erblassers, wenn der Hof 
von ihnen oder aus ihren Familien 
stammt." 

b) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 4. 


2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In der Hoferbenordnung 1 ist der älte- 
ste der Erben als Hoferbe berufen; war jedoch 
vor dem Erbfall in der Gegend Jüngstenredit 
Brauch, so ist der jüngste der Erben berufen. 
Das gleiche gilt in der Hoferbenordnung 4." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2j in 
Satz 1 treten an die Stelle der Worte „der 
Hoferbenordnung 3 bis 5" die Worte „der 
Hoferbenordnungen 3 und 4". 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung der Höfeordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Die Höfeordnung vom 24. April 1947 (Anlage B 
der Verordnung Nr. 84 — Erbhöfe — Amtsblatt der 
Britischen Militärregierung Nr. 18 S. 505) wird wie 
folgt geändert: 


1. unverändert 


2. § 6 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In der Hoferbenordnung 1 ist der älte- 
ste der Erben als Hoferbe berufen; ist jedoch 
in der Gegend Jüngstenrecht Brauch, so ist 
der Jüngste der Erben berufen. Das gleiche 
gilt in der Hoferbenordnung 4." 

b) unverändert 

c) unverändert 
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Entwurf 

d) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze ein- 
gefügt: 

„(3) Von den Eltern des Erblassers ist nur 
der Elternteil hoferbenberechtigt, von dem 
oder aus dessen Familie der Hof stammt. 

(4) Stammt der Hof von beiden Eltern oder 
aus beiden Familien und ist wenigstens einer 
von ihnen wirtschaftsfähig, so fällt der Hof 
den Eltern gemeinsam zu gleichen Teilen als 
Ehegattenhof und, wenn einer von ihnen 
nicht mehr lebt, dem anderen an. Ist die Ehe 
der Eltern vor dem Erbfall auf andere Weise 
als durch den Tod eines von ihnen beendet 
worden, so scheiden sie als Hof erben aus; 
§ 10 bleibt unberührt." 

e) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab- 
sätze 5 und 6. 

7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 2 treten an die Stelle der 
Worte „des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 und 
der Verordnung der Militärregierung Nr. 84" 
die Worte „des Grundstückverkehrsgesetzes 
vom 28. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1085)"; 

8. § 17 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Soweit nach den Vorschriften des Grund- 
stückverkehrsgesetzes eine Genehmigung erfor- 
derlich ist, wird sie durch das Gericht erteilt." 

9. In § 18 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte 
„zu Artikel VI 15 der Verordnung der MilRegNr. 
84" die Worte „im Gesetz über das gerichtliche 
Verfahren in Landwirtschaftssachen vom 21. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667)." 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Für Erbfälle, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingetreten sind, sind die bisher geltenden 
Bestimmungen anzuwenden. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
d) unverändert 


e) unverändert 


3. § 16 wird wie folgt geändert: 

♦ 

In Absatz 1 Satz 2 treten an die Stelle der Worte 
„des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 und der Ver- 
ordnung der Militärregierung Nr. 84" die Worte 
„des Grundstückverkehrsgesetzes vom 28. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1085)"; 

4. § 17 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Soweit nach den Vorschriften des Grund- 
stücksverkehrsgesetzes eine Genehmigung erfor- 
derlich ist, wird sie durch das Gericht erteilt." 

5. In § 18 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte 
^ „zu Artikel VI 15 der Verordnung der MilRegNr. 

84" die Worte „im Gesetz über das gerichtliche 
Verfahren in Landwirtschaftssachen vom 21. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667)." 

§ 2 

unverändert 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1 . November 1964 in 
Kraft. 

(2) unverändert 
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